
SATZUNG 
des Wild-erre0ung Dinslaken/Hünxe e.V. 

verabschiedet auf der Mitgliederversammlung am 28. Juli 2021 

§ 1 Name, Sitz und Zweck des Vereins 

Der Verein führt den Namen Wild-erre0ung Dinslaken/Hünxe e.V. mit Sitz in Dinslaken und 
verfolgt ausschließlich und unmiCelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des AbschniCs 
„SteuerbegünsHgte Zwecke“ der Abgabenordnung. 

Der Zweck des Vereins ist nach § 52 Abs. 2 Nr. 14 AO die Förderung des Tierschutzes. 

Ziel des Vereins ist es, WildHere, insbesondere Rehkitze aber auch Hasen und Bodenbrüter 
vor dem Mähtod zu reCen. Der Satzungszweck wird unter anderem durch den Einsatz mo-
dernster Drohnentechnik mit Wärmebildkamera verwirklicht. Zur Umsetzung ist es weiterhin 
notwendig zwischen dem örtlichen Verband der Bauern, den örtlichen Hegeringen der Kreis-
jägerscha\ Wesel e.V. und den Gebrauchshundevereinen die Abläufe zu den Mähterminen zu 
koordinieren und ausreichend viele Vereinsmitglieder und andere ehrenamtliche Helfer zur 
Unterstützung der ReCungsakHonen zu akHvieren. 

Für diese Einsätze sind viele Helfer notwendig, die in allen Bereichen von Natur- und Tier-
liebhabern gefunden werden sollen. Für die Zukun\ des Vereins, sollen auch möglichst viele 
junge Mitglieder gefunden werden, die auf lange Sicht den Verein fördern und die Satzungs-
zwecke umsetzen. 

Der Verein soll im Vereinsregister des Amtsgerichts Duisburg zur Eintragung gebracht wer-
den. 

Der Verein ist selbstlos täHg; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtscha\liche Zwecke. 

§ 2 Mi0el des Vereins 
Um den Vereinszweck zu erfüllen, dienen die jährlichen Beiträge der Mitglieder, Zuschüsse 
aus öffentlichen Kassen, LandesmiCeln und Spenden. 

MiCel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die Mit-
glieder erhalten keine Zuwendungen aus den MiCeln des Vereins. 

Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Vereinszweck fremd sind oder durch unver-
hältnismäßig hohe Vergütungen begünsHgt werden. 

§ 3 GeschäKsjahr 
Das Geschä\sjahr des Vereins ist das Kalenderjahr. 



§ 4 Die Vereinsmitglieder 
Der Verein hat folgende Mitglieder: 

a) Ordentliche Mitglieder, 
Ordentliche Mitglieder sind alle natürlichen Personen. 

b) Außerordentliche Mitglieder, 
Außerordentliche Mitglieder sind jurisHsche Personen. 

c) Fördernde Mitglieder, 
Fördernde Mitglieder des Vereins können natürliche und jurisHsche Personen 
werden, die den Verein und seine Aufgaben ideell oder materiell unterstützen wol-
len. Sie sind beitragsfrei und haben in der Mitgliederversammlung kein SHmm-
recht. 

d) Ehrenmitglieder. 
Ehrenmitglieder sind Personen, die sich um die Förderung und Arbeit des Vereins 
besonders verdient gemacht haben. 

Die Ehrenmitgliedscha\ kann auf Vorschlag eines Mitglieds oder des Vorstands oder der Mit-
gliederversammlung vorgeschlagen werden. Die Ehrenmitgliedscha\ kann mit einfacher 
SHmmenmehrheit der Mitgliederversammlung für erhebliche Verdienste um die Förderung 
der Interessen und Ziele des Vereins oder der WildHerreCung im Allgemeinen verliehen wer-
den.  

§ 5 Aufnahme von Mitgliedern 
Mitglied des Vereins kann jede unbescholtene Person werden.  
(1) Die Aufnahme eines Mitglieds erfolgt durch Beschluss des Vorstands aufgrund eines 

schri\lichen Aufnahmeantrages, der an den Verein zu richten ist. 
(2) Der Aufnahmeantrag Minderjähriger bedarf der schri\lichen Genehmigung der gesetz-

lichen Vertreter, die damit gleichzeiHg die ZusHmmung zur Wahrnehmung der Mitglie-
derrechte und -pflichten durch den Minderjährigen erteilen. 

(3) Eine Ablehnung des Aufnahmeantrages durch den Vorstand, die keiner Begründung be-
darf, ist unanfechtbar. 

(4) Die Mitgliedscha\ beginnt mit der schri\lichen BestäHgung durch den Verein. 
(5) Es gibt keinen Rechtsanspruch auf Aufnahme in den Verein. Die Aufnahme von Mitglie-

dern erfolgt durch Beschluss des Vorstands.  
Jedes Mitglied unterwir\ sich durch die Aufnahme, der Satzung des Vereins. 

§ 6 Beendigung der MitgliedschaK  1

(1) Die Mitgliedscha\ eines ordentlichen Mitglieds endet durch 
a) AustriC, 
b) Ausschluss aus dem Verein oder 
c) Tod. 

(2) Mit dem Ausscheiden aus dem Verein erlöschen alle Rechte und Pflichten des Mitglieds 
gegenüber dem Verein. 

(3) Bestehende Beitragspflichten (Schulden) gegenüber dem Verein bleiben unberührt. 

§ 7 Austri0 aus dem Verein – Kündigung der MitgliedschaK 

 Grundlage: §§ 58 Nr. 1, 39 BGB1



Der AustriC eines Mitglieds erfolgt durch schri\liche Erklärung an den Vorstand bis zum 30.9. 
des laufenden Jahres und wird mit Ende des laufenden Geschä\sjahres zum 31.12. wirksam. 

§ 8 Ausschluss aus dem Verein 
(1) Der Ausschluss eines ordentlichen Mitglieds kann durch den Vorstand beschlossen wer-

den, wenn das Mitglied: 
a) die BesHmmungen der Satzung, Ordnungen oder die Interessen des Vereins ver-

letzt, 
2. die Anordnungen oder Beschlüsse der Vereinsorgane nicht befolgt, 
3. mit der Zahlung seiner finanziellen Verpflichtungen gegenüber dem Verein trotz 

zweimaliger schri\licher Mahnung im Rückstand ist. 
(2) Vor der Entscheidung über den Ausschluss hat der Vorstand dem Mitglied Gelegenheit 

zu geben, sich mündlich oder schri\lich zu äußern; hierzu ist das Mitglied unter Einhal-
tung einer Frist von 14 Tagen schri\lich aufzufordern. 

(3) Die Entscheidung über den Ausschluss ist schri\lich zu begründen und dem Betroffenen 
miCels eingeschriebenen Briefs bekannt zu geben. 

(4) Gegen den Ausschlussbeschluss steht dem Betroffenen kein Berufungsrecht zu.  

§ 9 Beitragsleistungen- und Pflichten  2

(1) Die Mitglieder sind verpflichtet, Beiträge an den Verein zu leisten, deren Erhebung über 
die Höhe auf Vorschlag des Vorstands von der Hauptversammlung beschlossen wird. 

(2) Folgende Beiträge sind durch die Mitglieder zu leisten : 3

Ein jährlicher Mitgliedsbeitrag. 
(3) Die Beitragshöhe kann nach Mitgliedergruppen unterschiedlich festgesetzt werden. Die 

Unterschiede müssen sachlich gerechkerHgt sein. 
(4) Der Vorstand wird ermächHgt, einzelnen Mitgliedern auf deren Antrag hin die beste-

henden und kün\igen Beitragspflichten zu stunden, zu ermäßigen oder zu erlassen. Das 
Mitglied muss die Gründe für seinen Antrag glaubha\ darlegen und im Einzelfall nach-
weisen. 

(5) Der Vorstand ist berechHgt, die Beiträge insgesamt nach besHmmten Kriterien der Höhe 
nach zu staffeln (z.B. für einzelne Mitgliedergruppen, Jugendliche, Ehrenmitglieder,). 

(6) Weitere Einzelheiten zum Beitragswesen kann der Vorstand in einer Beitragsordnung 
regeln. 

Erfolgt der EintriC eines Mitglieds nach Beginn eines Vereinsjahres, so wird der volle Jahres-
beitrag erhoben. 

 Grundlage: § 58 Nr. 2 BGB2

 Die einzelnen Beitragsarten müssen nach der Rechtsprechung in der Satzung genau benannt sein. Die Aufzählung an dieser 3

Stelle ist nur beispielhaft und muss individuell angepasst werden.



§ 10 Abwicklung des Beitragswesens 
(1) Der Jahresbeitrag ist am 1. März des Jahres fällig und muss bis dahin auf dem Konto des 

Vereins eingegangen sein.  
(2) Von Mitgliedern, die dem Verein eine SEPA-Lastschri\ erteilt haben, wird der Beitrag 

zum Fälligkeitstermin eingezogen. 
Die Ehrenvorsitzenden und Ehrenmitglieder sind beitragsfrei. 

III. Die Organe des Vereins 

§ 11 Die Vereinsorgane 
Die Organe des Vereins sind:  4

a) die Mitgliederversammlung, 
b) der Vorstand gemäß § 26 BGB. 

§ 12 Allgemeines zur Arbeitsweise der Organe und deren Mitglieder 
(1) Jedes Amt im Verein beginnt mit der Annahme der Wahl und endet mit dem RücktriC, 

der Abberufung oder der Annahme der Wahl durch den neu gewählten Nachfolger im 
Amt. 

(2) Die OrganfunkHon im Verein setzt die Mitgliedscha\ im Verein voraus. 
(3) Abwesende können nur dann in eine OrganfunkHon gewählt werden, wenn sie dazu die 

Annahme der Wahl schri\lich gegenüber dem amHerenden Vorstand erklärt haben. 

§ 13 Vergütungen für die Vereinstä-gkeit, Aufwandsentschädigung 
(1) Die Organämter des Vereins werden grundsätzlich ehrenamtlich ausgeübt. Die Satzung 

kann hiervon Ausnahmen ausdrücklich zulassen. 
(2) Bei Bedarf können die Organämter im Rahmen der haushaltsrechtlichen Möglichkeiten 

entgeltlich gegen Zahlung einer Aufwandsentschädigung nach § 3 Nr. 26a EStG ausge-
übt werden. 

(3) Die Entscheidung über eine entgeltliche VereinstäHgkeit nach Abs. (2) trim der Vor-
stand. Gleiches gilt für die Vertragsinhalte und die Vertragsbeendigung. 

(4) Im Übrigen haben die Mitglieder und Mitarbeiter des Vereins einen Aufwendungser-
satzanspruch nach § 670 BGB für solche Aufwendungen, die ihnen durch die TäHgkeit 
für den Verein entstanden sind. Hierzu gehören insbesondere Fahrtkosten, Reisekosten, 
Porto, Telefon usw. 

(5) Der Anspruch auf Aufwendungsersatz soll zeitnah nach seiner Entstehung geltend ge-
macht werden. ErstaCungen werden nur gewährt, wenn die Aufwendungen mit Bele-
gen und Aufstellungen, die prüffähig sein müssen, nachgewiesen werden. 

(6) Vom Vorstand können per Beschluss im Rahmen der steuerrechtlichen Möglichkeiten, 
Grenzen über die Höhe des Aufwendungsersatzes nach § 670 BGB festgesetzt werden. 

 Die Aufzählung ist nicht abschließend und muss je nach Bedarf des Vereins um die anderen Organe, die sich der Verein frei 4

geben kann, ergänzt werden.



§ 14 Ordentliche Mitgliederversammlung  5

(1) Die Mitgliederversammlung ist das oberste Organ des Vereins. 
(2) Eine ordentliche Mitgliederversammlung findet einmal jährlich staC. 
(3) Der Termin der Mitgliederversammlung wird durch den Vorstand vier Wochen vorher 

per schri\licher Einladung oder per Mail über das Internet bekannt gegeben. 
(4) Alle Mitglieder sind berechHgt, bis zwei Wochen vor dem Termin der Mitgliederver-

sammlung schri\lich Anträge zur Tagesordnung mit Begründung beim Vorstand einzu-
reichen. Darauf ist in der Terminankündigung unter Hinweis auf die Frist hinzuweisen. 

(5) Die Tagesordnung wird vom Vorstand festgelegt und mit der Einladung zur Mitglieder-
versammlung per Brief oder Mail bekannt gegeben. 

(6) Nach Bekanntgabe der Tagesordnung können im Ausnahmefall noch Dringlichkeitsan-
träge beim Vorstand bis eine Woche vor der Mitgliederversammlung mit schri\licher 
Begründung eingereicht werden. Als Dringlichkeitsanträge sind nur solche Anträge zu-
lässig, die innerhalb der oben erwähnten Fristen nachweisbar nicht eingereicht werden 
konnten und der Sache nach für den Verein von so herausragender Bedeutung sind, 
dass sie in die Tagesordnung der Mitgliederversammlung aufzunehmen sind. Ferner ist 
erforderlich, dass die Mitglieder den Antrag mit einer 2/3-Mehrheit  der erschienenen 6

Mitglieder in die Tagesordnung aufnehmen. Anträge auf Satzungsänderung können 
nicht per Dringlichkeitsantrag gestellt werden. 

(7) Jede ordnungsgemäß einberufene Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die 
Anzahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig.  7

(9) Alle AbsHmmungen und Wahlen erfolgen offen per Handzeichen. Wenn der Antrag auf 
geheime AbsHmmung oder Wahl gestellt wird, entscheidet darüber die Mitgliederver-
sammlung mit einfacher Mehrheit. 

(10) Weitere Einzelheiten zur Durchführung der Mitgliederversammlung können in einer Ge-
schä\sordnung des Vereins geregelt werden. 

§ 15 Außerordentliche Mitgliederversammlung  8

(1) Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist einzuberufen, wenn dies im Interesse 
des Vereins erforderlich ist. Diese kann vom Vorstand oder im Rahmen eines Minder-
heitenverlangens von mindestens 20 % der Vereinsmitglieder beantragt werden. Der 
Vorstand muss innerhalb von vier Wochen eine Entscheidung fällen und einen Termin 
bekannt geben. 

(2) Die Ladungsfrist beträgt zwei Wochen. 
(3) Die Bekanntmachung und Einberufung einer außerordentlichen Mitgliederversamm-

lung sowie der Tagesordnung erfolgen schri\lich durch Brief oder per Mail. 
(4) Im Übrigen gelten die Regelungen für die ordentliche Mitgliederversammlung analog. 

 Grundlage: §§ 32, 58 Nr. 4 BGB5

 Es kann auch eine andere Mehrheit vorgesehen werden.6

 Diese Regelung bietet die Garantie, dass jede Versammlung beschlussfähig ist, unabhängig davon, wie viele der Mitglieder 7

erscheinen. Dadurch ist die Entscheidungsmöglichkeit des Vereins gewahrt, birgt aber das Risiko, dass eine anwesende Min-
derheit des Vereins eine Entscheidung über die Mehrheit trifft.

 Grundlage: §§ 36, 37 BGB8



§ 16 Zuständigkeiten der ordentlichen Mitgliederversammlung  9

Die Mitgliederversammlung ist ausschließlich  zuständig in folgenden Vereinsangelegenhei10 -
ten: 
a) Entgegennahme der Berichte des Vorstands 
b) Entlastung des Vorstands auf der Grundlage des Berichts der Rechnungsprüfer 
c) Wahl und Abberufung der Mitglieder des Vorstands gemäß § 17, 
d) Wahl und Abberufung der Kassenprüfer, 
e) Wahl und Abberufung eines Vereinsrats (bei Bedarf), 
f) Änderung der Satzung und Beschlussfassung über die Auflösung des Vereins, 
g) Ernennung und Aberkennung von Ehrenmitgliedscha\en, 
h) Beschlussfassung über eingereichte Anträge. 

§ 17 Vorstand gemäß § 26 BGB 
(1) Der Vorstand gemäß § 26 BGB besteht aus 

1. dem Vorsitzenden, 
2. dem stellvertretenden Vorsitzenden, 
3. dem Schatzmeister 
4. dem Schri\führer 

(2) Die Vorstandsmitglieder sind zu zweit gemeinsam vertretungsberechHgt. 
(3) Die Amtszeit des Vorstands beträgt zwei Jahre. 
(4) Die Bestellung der Vorstandsmitglieder erfolgt durch Wahl in der Mitgliederversamm-

lung. Es sind getrennte Wahlvorgänge für jede VorstandsfunkHon durchzuführen. Wie-
derwahl ist zulässig. 

(5) Der Vorstand bleibt so lange im Amt, bis ein neuer gewählt ist. Dies gilt auch für einzel-
ne Vorstandsmitglieder. Maßgebend ist die Eintragung des neuen Vorstands im Vereins-
register. 

(6) Scheidet ein einzelnes Vorstandsmitglied während der laufenden Amtsperiode, gleich 
aus welchem Grund, aus, so kann der Vorstand ein kommissarisches Vorstandsmitglied 
berufen. Diese Berufung ist auf jeden Fall auf die restliche Amtszeit der laufenden 
Amtsperiode des Vorstands beschränkt und wird mit der regulären Wahl auf der nächs-
ten Mitgliederversammlung hinfällig. 

(7) Im Falle der vorzeiHgen Abberufung und Neubesetzung von Organmitgliedern sowie 
des vorzeiHgen Ausscheidens von Organmitgliedern treten die nachrückenden Organ-
mitglieder in die Amtszeit des zu ersetzenden Organmitglieds ein. Die Amtszeit beginnt 
damit nicht neu zu laufen. 

(8) Personalunion zwischen den einzelnen Ämtern des Vorstands ist grundsätzlich unzuläs-
sig. Bei vorzeiHgem Ausscheiden eines Organmitglieds kann die notwendige Vertretung 
in Personalunion bis zur nächsten Mitgliederversammlung erfolgen. 

 Grundlage: §§ 32 Abs. 1 S. 1, 40 BGB9

 Durch die Formulierung "ausschließlich" wird eine eindeutige Abgrenzung zu den anderen Organen des Vereins sicherge10 -
stellt. Der Verein wird damit gezwungen, sich über die Aufgabenverteilung im Verein Gedanken zu machen und in der Satzung 
zu ordnen.



(9) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mehr als die Häl\e seiner Mitglieder anwesend 
sind. Beschlüsse werden mit der einfachen Mehrheit der abgegebenen SHmmen ge-
fasst. SHmmengleichheit bedeutet Ablehnung.  11

(10) Die Mitgliederversammlung kann einen erweiterten Vorstand wählen. 

§ 18 Aufgaben des Vorstands im Rahmen der GeschäKsführung  12

(1) Der Vorstand leitet und führt den Verein nach Maßgabe dieser Satzung und der Ord-
nungen, wie es der Vereinszweck zur Förderung der Mitglieder und damit der Vereinsin-
teressen erfordert. 

(2) Er ist für sämtliche Vereinsangelegenheiten zuständig, soweit diese nach dieser Satzung 
nicht ausdrücklich einem anderen Organ oder den Abteilungen zugewiesen sind. 

VI. Vereinsleben 

§ 19 S-mmrecht und Wählbarkeit 
(1) SHmmrecht in der Mitgliederversammlung steht allen Mitgliedern ab dem vollendeten 

16. Lebensjahr zu. 
(2) Das SHmmrecht kann nur persönlich ausgeübt werden . Die gesetzlichen Vertreter der 13

Minderjährigen sind von der Ausübung des SHmmrechts ausgeschlossen. 
(3) Wählbar in alle Gremien und Organe des Vereins sind alle geschä\sfähigen Mitglieder 

mit Vollendung des 18. Lebensjahres. Bei der Wahl der Jugendvertretungen gelten die 
in der Jugendordnung festgelegten Altersbegrenzungen. Es obliegt der Mitgliederver-
sammlung Jugendliche unter 16 Jahren als Obleute für besHmmte Zweckbereiche zu 
wählen. 

§ 20 Beschlussfassung und Wahlen  14

(1) Die Organe des Vereins sind ohne Rücksicht auf die Anzahl der anwesenden Mitglieder 
beschlussfähig, sofern die Satzung an anderer Stelle keine abweichende Regelung vor-
sieht. 

(2) Die Organe des Vereins fassen ihre Beschlüsse mit der einfachen Mehrheit der abgege-
benen SHmmen, soweit diese Satzung keine abweichenden Regelungen vorsieht. 
SHmmenthaltungen und ungülHge SHmmen werden nicht berücksichHgt. SHmmen-
gleichheit bedeutet Ablehnung. Gleiches gilt bei Wahlen. 

(3) Wird bei Wahlen nicht die erforderliche einfache Mehrheit erreicht, so ist der Wahlvor-
gang zu wiederholen, indem dann die relaHve Mehrheit entscheidet. 

§ 21 Protokolle 
(1) Die Beschlüsse der Organe sind schri\lich zu protokollieren und vom jeweiligen Proto-

kollführer und vom Versammlungsleiter zu unterzeichnen. 
(2) Protokolle werden als Beschlussprotokoll geführt. 

 Die Formulierung zur Beschlussfassung im Vorstand entspricht der gesetzlichen Regelung, §§ 28, 32 BGB, ist aber nicht 11

zwingend, die Satzung kann abweichen (§ 40 S. 1 BGB)

 Grundlage: §§ 27 Abs. 3, 40 BGB12

 § 38 S. 2 BGB13

 Grundlage: §§ 58 Nr. 4, 32 Abs. 1 S. 3 BGB14



(3) Die Mitglieder haben das Recht auf Einsicht in das Protokoll der Mitgliederversammlung 
und können binnen einer Frist von vier Wochen schri\lich Einwendungen gegen den 
Inhalt des Protokolls gegenüber dem Vorstand geltend machen. Der Vorstand entschei-
det über die Rüge und teilt das Ergebnis dem Mitglied mit. 



§ 22 Satzungsänderung und Zweckänderung  15

(1) Zu einem Beschluss, der eine Änderung der Satzung beinhaltet, ist eine Mehrheit von 
drei Vierteln der abgegebenen SHmmen  erforderlich. 16

(2) Für einen Beschluss, der eine Zweckänderung beinhaltet, ist eine Mehrheit von drei 
Vierteln der abgegebenen SHmmen erforderlich. 

§ 23 Vereinsordnungen 
(1) Der Verein kann sich zur Regelung der internen Abläufe des Vereinslebens eine Vereins-

ordnungen geben. 
(2) Alle Vereinsordnungen sind nicht Bestandteil dieser Satzung und werden daher nicht in 

das Vereinsregister eingetragen. Die Vereinsordnungen dürfen der Satzung nicht wider-
sprechen. 

(3) Für Erlass, Änderung und Ausebung einer Vereinsordnung ist grundsätzlich der Vor-
stand zuständig, sofern nicht an anderer Stelle in dieser Satzung eine abweichende Re-
gelung getroffen wird. 

(4) Vereinsordnungen können bei Bedarf  für folgende Bereiche und Aufgabengebiete er17 -
lassen werden: 
1. Geschä\sordnung für die Organe des Vereins 
2. Finanzordnung 
3. Beitragsordnung 
4. Wahlordnung 
5. Jugendordnung 
6. Ehrenordnung. 

(5) Zu ihrer Wirksamkeit müssen die Vereinsordnungen den Adressaten der jeweiligen Ver-
einsordnung, insbesondere den Mitgliedern des Vereins, bekannt gegeben werden. 
Gleiches gilt für Änderungen und Ausebungen. 

§ 24 Datenschutz  18

(1) Die Erhebung und Verarbeitung personenbezogener Daten der Mitglieder und Mitarbei-
ter durch den Verein erfolgt nur, soweit dies zur Erfüllung des Satzungszwecks erforder-
lich ist oder im Einzelfall eine ausdrückliche Einwilligung des Betroffenen vorliegt. 

(2) Die Erhebung und Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt im Rahmen der Be-
sHmmungen der EU-Datenschutzgrundverordnung  und des Bundesdatenschutzgeset19 -
zes. 

(3) Zur weiteren Ausgestaltung und zu den Einzelheiten der Datenerhebung und -verwen-
dung kann der Verein eine Datenschutzrichtlinie erlassen, die auf Vorschlag des Vor-
stands durch die Mitgliederversammlung beschlossen wird. 

 Grundlage: §§ 33 Abs. 1, 40 BGB15

 Die Formulierung entspricht der gesetzlichen Regelung des § 33 Abs. 1 S. 1 BGB. Diese ist aber nach § 40 S. 1 BGB dispo16 -
nibel und kann durch die Satzung abgeändert werden.

 Die nachfolgende Aufstellung der Vereinsordnungen ist als Beispiel zu verstehen.17

 Mit Hilfe dieser Ermächtigungsgrundlage und der zu erlassenden Datenschutzrichtlinie können die Regelungen zum Daten18 -
schutz von der Satzung "ausgelagert" werden, sodass diese entlastet wird.

 Die EU-Datenschutzgrundverordnung hat Gesetzescharakter und muss ab dem 25. Mai 2018 zwingend beachtet werden.19





§ 25 HaKungsbeschränkungen 
(1) Der Verein, seine Organmitglieder und die im Interesse und für die Zwecke des Vereins 

im Au\rag handelnden Personen ha\en gegenüber den Mitgliedern im Innenverhältnis 
nicht für fahrlässig verursachte Schäden oder Verluste, die Mitglieder im Rahmen des 
Vereinsbetriebs, bei Benutzung von Anlagen oder Einrichtungen und Geräten des Ver-
eins oder bei Veranstaltungen erleiden, soweit solche Schäden oder Verluste nicht 
durch die Versicherungen des Vereins gedeckt sind. Soweit hiernach Versicherungs-
schutz besteht, ist § 31a Abs. 1 S. 2 BGB nicht anzuwenden. 

(2) Werden die Personen nach Abs. (1) von DriCen im Außenverhältnis zur Ha\ung heran-
gezogen, ohne dass Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit vorliegen, so haben diese gegen 
den Verein einen Anspruch auf Ersatz ihrer Aufwendungen zur Abwehr der Ansprüche 
sowie auf Freistellung von den Ansprüchen DriCer. 

§ 26 Kassenprüfung  20

(1) Die Mitgliederversammlung wählt aus dem Kreis der sHmmberechHgten Mitglieder 
zwei Kassenprüfer für eine Amtsdauer von zwei Jahren, wobei jedes Jahr ein Prüfer aus-
scheidet und ein anderer Prüfer neu zur Wahl ansteht. 

(2) Scheidet ein gewählter Kassenprüfer während der Amtszeit, gleich aus welchem Grund, 
aus, so kann der Vereinsrat ein anderes Vereinsmitglied für die verbleibende Amtszeit 
der Kassenprüfer bis zur nächsten regulären Wahl berufen. 

(3) Gewählt werden können nur Mitglieder, die nicht dem Vorstand des Vereins gemäß § 17 
(1) angehören. 

(4) Den Kassenprüfern obliegt die Prüfung aller Kassen des Vereins, einschließlich der Ab-
teilungskassen und etwaiger Sonderkassen/Barkassen. Die Kassenprüfer sind zur um-
fassenden Prüfung der Kassen einschließlich des Belegwesens in sachlicher und rechne-
rischer Hinsicht berechHgt und verpflichtet. 

(5) Der Prüfungsbericht ist der Mitgliederversammlung vorzulegen und zu erläutern. Bei 
festgestellten Beanstandungen ist zuvor der Vorstand zu unterrichten. 

VII. Schlussbes-mmungen 

§ 27 Auflösung des Vereins und Vermögensanfall  21

(1) Die Auflösung des Vereins kann nur in einer eigens zu diesem Zweck unter Einhaltung 
einer Frist von vier Wochen einberufenen außerordentlichen Mitgliederversammlung 
beschlossen werden. 

(2) In dieser Versammlung müssen mindestens drei Viertel aller sHmmberechHgten Mit-
glieder anwesend sein. Wird diese Mehrheit nicht erreicht, ist innerhalb von 14 Tagen 
eine weitere Mitgliederversammlung einzuberufen, die dann ohne Rücksicht auf die 
Zahl der anwesenden Mitglieder beschlussfähig ist. Darauf ist in der Einladung aus-
drücklich hinzuweisen. 

(3) Zur Auflösung des Vereins ist eine Mehrheit von vier Fün\eln der abgegebenen SHm-
men erforderlich.  22

(4) Falls die Mitgliederversammlung nichts anderes beschließt, sind im Falle der Auflösung 
des Vereins die Mitglieder des Vorstands nach § 26 BGB als Liquidatoren bestellt. 

 Die Kassenprüfung ist gesetzlich bei einem e. V. nicht vorgeschrieben.20

 Grundlage: §§ 51 ff., 61 AO21

 § 41 S. 2 BGB sieht eine 3/4-Mehrheit vor. Die Satzung kann eine abweichende Regelung treffen.22



(5) Bei Auflösung des Vereins fällt das Vermögen an die KJS Wesel e.V. Hegering Dinslaken 
und Voerde zu gleichen Teilen, die es unmiCelbar und ausschließlich für gemeinnützige, 
mildtäHge oder kirchliche Zwecke zu verwenden haben. 

§ 27 Gül-gkeit der Satzung 
(1) Diese Satzung wurde durch die Mitgliederversammlung am 28.07.2021 beschlossen  23

und triC mit Eintragung in das Vereinsregister in Kra\.  24

Dinslaken, den 28.07.2021 
Nachfolgend die Unterschri\en von mindestens sieben Gründungsmitgliedern 

 Grundlage: § 59 Abs. 3 BGB. Dieses Datum ist jedoch für die Wirksamkeit der Satzung nicht maßgebend.23

 Vgl. § 71 Abs. 1 S. 1 BGB: Erst mit Eintragung in das Vereinsregister wird die Satzung/Satzungsänderung wirksam und darf 24

im Innen- und Außenverhältnis angewendet werden.


